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Planteil B

LEGENDEBebauungsplan  AM SASSELBACH - 3. BA
GEMEINDE UELVERSHEIM

SD/WD 10,5 mFH = max.
TH = max.

SD 28°-45°

PD   8°-20°

WA
0,4

I+D o

0,6

ED

PD   7,5 m

4,5 m

WD 23°-45°

STELLUNG DER BAULICHEN ANLAGEN / HAUPTFIRSTRICHTUNG

BAUGRENZE (§ 23 BauNVO)

BAUGRENZEN (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB)

VERKEHRSBERUHIGTER BEREICH

ZWECKBESTIMMUNG:

FUSSWEG

VERKEHRSFLÄCHE BESONDERER ZWECKBESTIMMUNG 

CHEN AN DIE VERKEHRSFLÄCHEN (§ 9 (1) Nr. 11 BauGB)
VERKEHRSFLÄCHEN UND ANSCHLUSS ANDERER FLÄ-

STRASSENBEGRENZUNGSLINIE

ÖFFENTLICHE GRÜNFLÄCHE

ORTSRANDEINGRÜNUNG

GRÜNFLÄCHEN (§ 9 (1) Nr. 15 BauGB)

ZWECKBESTIMMUNG:

WASSERFLÄCHEN UND FLÄCHEN FÜR DIE WASSERWIRT-

HECKE

OE

HE

ÖG

PRIVATE GRÜNFLÄCHE

ZWECKBESTIMMUNG:

PG

ZWECKBESTIMMUNG:

RETENTIONSRAUM

SCHAFT, DEN HOCHWASSERSCHUTZ UND REGELUNG
DES WASSERABFLUSSES (§ 9 (1) Nr. 16 BauGB)

UMGRENZUNG VON FLÄCHEN FÜR DIE WASSERWIRTSCHAFT

UND ZUR ENTWICKLUNG VON BODEN, NATUR UND LAND-
SCHAFT (§ 9 (1) Nr. 20 BauGB)

FLÄCHEN FÜR MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND

FLÄCHEN FÜR MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE

ORTSRANDEINGRÜNUNG

AUSGLEICHSFLÄCHE AF 2

ZUR ENTWICKLUNG VON BODEN, NATUR UND LANDSCHAFT

ZWECKBESTIMMUNG:
OE

AF2

RETENTIONSRAUMRR

ABGRENZUNG UNTERSCHIEDLICHER NUTZUNG / BAUWEISE

GRENZE DES RÄUMLICHEN GELTUNGSBEREICHES 

LEITUNGSRECHT ZUGUNSTEN DES ABWASSERWERKES 
RHEIN-SELZ (§ 9 (1) Nr. 21 BauGB)LR

(§ 16 (5) BauNVO)

(§ 9 (7) BauGB)

SONSTIGE PLANZEICHEN

VERMASSUNG IN METERN12.5

FÜR DEN HÖHENBEZUG
HINWEIS AUF ZUGEORDNETE VERKEHRSFLÄCHEN

(MASSANGABE NUR BEISPIELHAFT)

VORHANDENE KATASTERGRENZE

NACHRICHTLICHE DARSTELLUNG

FLURSTÜCKSNUMMER

VORHANDENE GEBÄUDE

222 (FLURSTÜCKSNUMMER NUR BEISPIELHAFT)

NUR EINZEL-/DOPPELHÄUSER ZULÄSSIG (§ 22 BauNVO)

MAX. ZULÄSSIGE ZAHL DER VOLLGESCHOSSE (§ 16 BauNVO)

GESCHOSSFLÄCHENZAHL GFZ (§ 16 BauNVO)

GRUNDFLÄCHENZAHL GRZ (§ 16 BauNVO)

EINTRAGUNGEN IN DER NUTZUNGSSCHABLONE NUR BEISPIELHAFT

28°-45°

FH

SD

PD

0,6

I

0,4

o

MINDEST- bzw. HÖCHSTZULÄSSIGE DACHNEIGUNG

ZULÄSSIGE FIRSTHÖHE (IN METER)

ZULÄSSIGE DACHFORM: SATTELDACH

OFFENE BAUWEISE (§ 22 (1+2) BauNVO)

ZULÄSSIGE DACHFORM: PULTDACH

ZULÄSSIGES WEITERES VOLLGESCHOSS IM DACHRAUMD

ZULÄSSIGE TRAUFHÖHE (IN METER)TH

WA ALLGEMEINES WOHNGEBIET (§ 4 BauNVO)

(§ 16 BauNVO i.V.m. § 2 (2) PlanZVO)

ED

WA

SD/WD 10,5 mFH = max.
TH = max.

SD 28°-45°

PD   8°-20°

0,4

I+D o

0,6

ED

PD   7,5 m

4,5 m

WD 23°-45°

WD ZULÄSSIGE DACHFORM: WALMDACH

ÜBERBAUBARE / NICHT ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKS-

NICHT ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHE

(§ 9 (1) Nr. 2 BauGB)
FLÄCHEN UND STELLUNG DER BAULICHEN ANLAGEN

ÜBERBAUBARE FLÄCHE IM WOHNGEBIET 

in Verbindung mit 4. Änderung Bebauungsplan AM SASSELBACH

ELEKTRIZITÄT

FLÄCHEN FÜR VERSORGUNGSANLAGEN (§ 9 (1) Nr. 12  BauGB)

ANPFLANZUNG VON BÄUMEN (§ 9 (1) Nr. 25 a BauGB)

VERKEHRSGRÜN

AUSGLEICHSFLÄCHE AF1AF1

ERHALTUNG VON BÄUMEN (§ 9 (1) Nr. 25 b BauGB)

AUSGLEICHSFLÄCHE AF 3AF3

PLANTEIL B
Externe Ausgleichsfläche Gemeinde Uelversheim, Flur 18, Flst. 45, Flst. 46/1 
Gesamtfläche von 4.089 m², M = 1 : 1.000

A. PLANUNGSRECHTLICHE  FESTSETZUNGEN  § 9 BauGB 
1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG    

§ 9 (1) Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 (2 – 3, 5 – 7 + 9) BauNVO 

ALLGEMEINES W OHNGEBIET (WA) § 4 BauNVO 
- Im WA sind gem äß § 4 (2 ) Nr. 2 BauNVO allgemein zu lässig: 

Nr. 1 Wohngebä ude  

Nr. 2 die der Versorgung des Gebie ts dienenden L äden, Schank- u nd Speisewirt-
schaf ten sowie nicht störende Handwerksbetriebe 

Nr. 3 An lagen für kirchliche , kulturelle, sozia le, ge sundh eitliche und sportlich Zwecke 

 
Im W A sind gem äß § 4 (3 ) BauNVO ausnahmsweise zulässig : 

Nr. 1 Betriebe des Beherberg ungsgewerbes 

Nr. 2 sonst ige nich t störende Gewerbebet riebe 
Nr. 3 An lagen für Verwaltungen 

 
- Die gemäß § 4 (3) Nr. 4 + 5 BauNVO im W A ausnahm sweise zulässigen Gartenbaube-

triebe und Tankstellen sind nach § 1 (6) BauNVO ausgeschlossen. 

2. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG   § 9 (1) Nr. 1 BauGB 
2 .1 Höhe baulicher Anlagen    

§ 9 (1) Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16 (2) Nr. 4 + § 1 8 (1) BauNVO, § 2 (6) + § 10 (2) 
LBauO 

- Die in der Planzeichnung als Maximalwerte festgesetzte n Trauf- und Firsthöhen be-
ziehen sich auf die Oberkante der Ersch ließungsstraße. Diese Festsetzung g ilt auch 
für Pultdächer, dere n höchste Kante a ls First gilt. 

- Als Traufhöhe gilt der Abstand zwischen der Oberkante der Erschließu ngsstraße 
und dem Schnittp unkt der Außenwand de s Gebäudes mit der Dach haut. 

- Ein zweites Vollgeschoss ist nur im Dachraum zulässig. 

3. HÖHENLAGE B AULICHER ANLAGEN  
§ 9 (3) Nr. 1 BauGB i. V. mit   § 1 8 (1 ) BauNVO + § 10 (3) LBauO 

- Bezugspunkt für die Höhenfestsetzung der FOK EG ist die Höhe der S traßen oberkante 
(OK)  der dem Baugrundstück ersch lie ßungstechnisch zugeordneten Verkehrsfläch e, 
gemesse n an der Grundstücksgrenze in der auf die Gesamtlänge (e inschl. vor- un d 
rückspringende Bauteile) bezogenen Mittelachse des Gebäud es. Be i Doppelhäusern 
gilt als Bezugspunkt die Straßenoberkante (OK) in Höhe d er gemeinsam en Grund-
stücksgrenze . Be i Eckgrundstü cken ist die für die Höhenlage des Gebäudes maßgebl i-
che öffentliche Verkehrsfläche in der Planze ichnung gekennzeichnet . 

- Die Oberkante Fertigfußboden Erdgeschoss (FOK EG) muss 0,20 – 1,0 0 m über dem 
Bezugspunkt liegen. 

- Fü r die Höhe von Nebenanlagen , Carports + Garagen wird a ls unterer Bezugspunkt (= 
Geländeoberf läche i. S. des § 2 (6) LBauO) die Höhe der Straßenoberkante (OK) der 
dem Baugrundstück erschließungstech nisch zugeordneten Verkehrsfläche, gemessen 
in der auf die Gesamtlänge (einschl. vor- und rückspringende Bauteile ) bezogenen Mi t-
telachse der Nebenanlage, des Ca rports, der Garage oder der offenen Garagen fes t-
gesetzt. 

4. ANLAGEN   § 9 (1) NR. 2 BAUGB 

- Die innerha lb der überbaubaren Flächen angegebene Firstrichtung ist für die Ausrich-
tung des Hauptbaukörpers maßgebend. Nebenbaukörper dürfen in ih rer Gebäudeach-
se höchstens 25 % der Länge des Hauptbaukörpers betragen. Maßgebend sind die 
Gebäudeaußenmaße. 

5. ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHE     
§ 9 (1) Nr. 2 BauGB i. V. mit §§ 14, 16, 19 + 23 BauNVO 

- Ein Überschreiten der Baugrenzen mit Gebäudeteilen wie Treppenhausvorsprünge, 
Erker, Ba lkone, angebaute Garagen etc. ist zu lässig, wenn diese Baute ile gegenüber 
dem Hauptbaukörper um max. 1,50 m vorspringen oder auskragen und in ihrer Breite 
max. 1/3 - bei Balkonen max. 1 /2 - der Länge des Hauptbaukörpers betragen.  

- Auf den nicht überbaubaren Grundstücksf lächen sind Nebenanlagen zur Gartengestal-
tung wie z.B. Pergolen, Lauben und Geräteschuppen bis maximal 25 m² Grundfläche 
und/oder 35 m³ umbautem Raum zu lässig. Aufenthaltsräume i. S. des § 2 (5) LBauO 
sind unzulässig (§ 14 (1) BauNVO).  

- Die Fläche mit Leitungsrecht zugunsten des Zweckverbandes Abwasserentsorgung 
Rheinhessen (ZAR) ist von Nebenanlagen freizuhalten. 

- Garagen, Carports und Stellplä tze sind gemäß § 23 (5) BauNVO auch auf den nicht 
überbaubaren Grundstücksflächen zulässig , sie müssen jedoch zu den öffentlichen 
Verkehrsflächen einen seitlichen Grenzabstand von mind. 3 ,00 m einhalten. 

6. GRÖSSE DER BAUGRUNDSTÜCKE   § 9 (1) Nr. 3 BauGB 

- Zur Sicherung der angestrebten Baustruktur darf die Größe de r Wohnbaugrundstücke 
folgende Mindest-/Maximalwerte nich t unter- bzw. überschreiten. 

Baugrundstück Minimum Maximum 

Einzelhäuser 400 m² 700 m² 

Doppelhaushälften 250 m² 400 m² 

 
- Bei Eckgrundstücken ist die Überschreitung des Maximums um bis zu 20 % zulässig.  

7. BESCHR ÄNKUNG DER WOHNUNGSANZAHL   § 9 (1) Nr. 6 BauGB 
- Je Wohngebäude bzw. Gebäude mit überwiegender Wohnnutzung sind maximal 2 e i-

genständige Wohne inheiten (WE) zulässig. 

- Je Doppelhaushälfte mit überwiegender Wohnnutzung ist nur 1 eigenständige Wohn-
einheit (WE) zulässig. 

8. VERKEHRSFLÄCHEN, VERKEHRSFLÄCHEN BESONDERER ZWECKBESTIMMUNG + 
AN SCHLUSS ANDERER FLÄCHEN AN DIESE VERKEHRSFLÄCHEN  § 9 (1) NR. 11 
BAUGB 

- Für jedes Grundstück sind Zufahrten einschließlich separater Stellplätze bis zu einer 
Gesamtbreite von max. 7,00 m zulässig. 

- Bei Grundstücken mit einer Doppelhaushä lfte darf d ie Zufahrtsbre ite einschließlich se-
paratem Stellp latz max. 5,00 m betragen. 

9. FÜHRUNG VON VERSORGUNGSANLAGEN + LEITUNGEN    
§ 9 (1) Nr. 13 BauGB 

- Alle Ver- und Entsorgungsleitungen sind unterirdisch zu verlegen. 
10. FLÄCHEN + M ASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG 

VON BODEN, NATUR + LANDSCHAFT   § 9 (1) NR. 20 BAUGB 

- Auf de n Flächen für Maßnahm en zum Schutz, zur Pflege und zur En twicklun g von Bo-
den, Natur un d Landschaf t is t nur autochtones Saatg ut der Herkunf tsregion 9 „Ober-
rheingraben mit Saarpfälzer Bergland“ = Produktio nsraum 6 „Südwestdeutsches Berg- 
und Hügelland mit Oberrhein graben“ zulässig. Auch sind nur geb ietseige ne Ge hölze 
des Vorkomm engebietes 4 „Westdeutsches Bergland und Oberrheing raben“ zulässig. 

- Die Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Bo den, 
Natur + Landschaft mit der Zweckbest immung Ortsrande ingrünung fes tgesetzte Öf-
fentliche Grünf läche ist als Gehölzhecke zu entwickeln und wie folgt zu b epflanzen: 

· Die Mindestpflanzd ichte beträgt 1 Gehölz pro 2 m². 
· Es dürfen nich t mehr als 7 Pf lanzen einer Art zusamme ngepflanzt werden. 

· Der Mind estan teil an mittel-/großkronigen Bäumen be trägt 2 %. 

· Die nachbarrechtlich erforderlichen Abstandsflächen sind als gehö lzfreie, ausdau-
ernde Rudera lflur zu entwickeln und zu erhalten. Sie sind im Abstand von 2 Jahren 
ab Mitte September zu mähe n. Das Mähgut ist abzuräumen . 

- Die Fläche für Ma ßnahmen zum Schutz, zu r P flege und zur Entwicklung von Boden, 
Natur + Landschaft mit der Zweckbest immung Retentionsraum  is t  als extensives 
Grünland zu entwickeln und dauerhaft zu erhalten. Sie ist mit einer standortgerechten, 
artenreichen Gras-Kraut-Mischun g unter Ve rwendung von Regio -Saatgut anzusäen. In 
den Randbere ichen sind obe rha lb der Wasserlin ie heimische Sträucher in E inze lstel-
lung oder Gruppen zu pf lanzen. Als Pflege der Wiesenf läche ist eine erste Mahd ab 
Ende Juni und eine zwe ite Mahd ab Ende September zulässig. 

 
- Die Fläche für Ma ßnahmen zum Schutz, zu r P flege und zur Entwicklung von Boden, 

Natur + Landschaft mit der Zweckbest immung Aus gle ichsflä che A 1 ist wie folgt her-
zustellen und als Sukzessionsfläche dauerhaft zu e rha lten: 

· Erhalt der als zu erha ltend festgesetzten Bä ume. 
· Entferne n von sonstigem Gehölzaufwuch s im Abstand von ein bis zwei Jahren 

· Erhalt bzw. Anlag e von Trockenb iotope n (L esesteinhaufen, Gruppie rungen mit drei 
bis siebengrößeren Feldsteinen, locker geschichtete Altholzhaufen) auf einer Ge-
sam tfläche von 50 m². 

· Aufstellen un d dauerhafter Erha lt von mindestens einem sogenan nten Insektenho-
tels. 

 
 

 

 
 

 

 
 

 

 
 

- Die Fläche für Ma ßnahmen zum Schutz, zu r P flege und zur Entwicklung von Boden, 
Natur + Landschaft mit der Zweckbest immung Aus gle ichsflä che A 2 ist wie folgt her-
zustellen und dauerhaft zu erhalten: 

· Ansaat einer standortgere chten , artenreichen Gras-Kraut-Mischung . 

· Pflanzung von heim ischen Gehö lzen in E inzelstellung oder Gruppen auf einer Flä-
che von insgesam t 400 m². 

· Anlage von Tro ckenbiotopen (Lesesteinhaufe n, Gruppierungen m it drei bis sieben-
größeren Feldsteinen , locker gesch ichtete Altholzhaufen) auf einer Gesamtfläche 
von 100 m². 

· Aufstellen un d dauerhafter Erha lt von mindestens drei sogenannten Insektenhote ls.  

· Als Pf lege der W iesenfläche ist eine erste Mahd ab Ende Juni und eine zweite Mahd 
ab Ende Sep tember zulässig . Das Mähgut ist abzuräumen. 

- Die Fläche für Ma ßnahmen zum Schutz, zu r P flege und zur Entwicklung von Boden, 
Natur + Landschaft mit der Zweckbest immung Aus gle ichsflä che A 3  ist wie folgt her-
zustellen und dauerhaft zu erhalten: 

Flurstück Nr. 45 

· Erhaltung der vorha ndenen b rachgefallen en Wiesenf lächen mit aufkommenden Ge-
hözen  

Flurstück Nr. 46/1 

· Umwandlung von Acker in Grün- ode r Brachland 
· Anpf lanzung von Obstbäumen 

· Unterbrochene Feldgeh ölzriegel zum Bach hin 

· Steinschüttungen 
· Altholzhaufen 

- Die Erschließung des Baugeb ietes ist nur außerhalb der Brutzeit von September bis 
März zulässig. A lternativ kann eine eigene Baufeldfre igabe durch eine qualifizierte 
Umweltbaubegleitun g (z. B. Bio loge) erfolgen. 

- Als Baubeginn auf Flurstück 73/2 ist der für Tiere fluchtfähige Zeitraum von April bis 
September zulässig . Mit Baumaßnahm en darf erst begonnen werden , wenn sich 
nach we islich keine gemäß § 44 BNatSchG beso nders od er streng gesch ützten Arten 
auf der Fläche bef inden . Die fachliche Untersuchung ist einer qua lifizierten Umwelt -
baubeg leitung (z. B . Biolog e) zu übertragen. 

- Die verantwortliche Person der qualifizierten Umweltbaubegle itung ist spätestens zwei 
Wochen vor der gepla nten Untersuchung zu benennen und der Kreisverwa ltung Mainz-
Bingen, Untere Naturschutzbehörde , schriftl ich mitzuteilen. 

 

11. MIT GEH-, FAHR- UND LEITUNGSRECHTEN ZU BELASTENDE FLÄCHEN § 9 (1) NR. 
21 BAUGB 

- Die nach der Planzeichnung mit einem Leitungsrech t versehene Fläche ist zugunsten 
des Zweckverbandes Abwasserentsorgung Rheinhessen (ZAR) zu belasten. 

 

 

 
 

12. MASSNAHMEN ZUM SCHU TZ VOR SCHÄDLICHEN UMW ELTEINWIRKUNGEN   § 9 (1 ) 
NR. 24 BAUGB 

- Im Bereich der überbaubaren Flächen im Allgemeinen Wohngeb iet sind Luftwärme-
pumpen, Klimaanlagen u. ä. nur inn erhalb von Gebäuden mit einem m aximalen Schall-
leistungspegel von 50 dB(A) zulässig. Zur Minderung der In nenpegel s ind d ie Aggrega-
te zu kap seln und schwingungsisoliert aufzustellen. 

Die Scha llleistung spegel b eziehen sich auf d ie g esam te Anlage (z. B. Kompressor un d 
Ventilato r). W ärmepumpen m it höheren Schallleistungspegeln s ind nicht zulässig . 
Die E inhaltung ist im Bauantrag gegenüber der Ge meinde nachzuweisen. 

13. ANPFLANZEN VON BÄUMEN, STRÄUCHERN + SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN   § 9 
(1) Nr . 25a BauGB 

- Die festgese tzten Anpflanzungen sind spätestens 1 Jahr nach Fertigstellung der baul i-
chen An lagen herzuste llen , du rch fachgerechte Pflege standortgerecht zu entwickeln 
und dauerh aft zu e rha lten. 

- Fü r a nzupf lanzende Bäume und Sträucher s ind he imische, standortgerechte Laubarten 
zu verwenden. Auf den Baugrund stücken und im Bereich der Verkehrsf lächen sin d 
auch deren fruchtende Zuchtform en zulässig. Geeignete Gehölzarten sind unter Ziffer 
C. HINWEISE/EMPFEHLUNGEN, EMPFEHLUNG VON GEHÖLZARTEN, beispielhaf t 
aufgeführt. 

- Fü r d ie festgesetzten Gehö lzp flanzunge n gelten folgende Mindestqualitäten: 
LAUBBÄUME • Hochstamm, 3 x verpf lanzt, StU 16 - 18 cm  

      in flächigen Pf lanzungen auch He ister,  
  3 x verpf lanzt, Höhe 250 - 300 cm 

OBSTBÄUME • Hochstamm, S tammhöh e 160 - 180 cm, S tU 7 cm 
- Die Private Grünflä che mit der Zweckbe stimmung Hecke ist fachge recht zu pf legen 

und dauerh aft zu erhalten, abg ängige Gehölze gleichartig und in angemessener Größe 
zu ersetzen. Der Ersatz von nicht heim ischen oder nicht standortg erechten Arten durch 
heimische und sta ndortgerechte Arten ist zu lässig. 

- Die Baugrundstücke sind auf minde stens 55  % der Fläche da uerhaft zu begrünen bzw. 
zu bepf lanzen oder als Nutzgarten zu bepf lanzen. Auf diesen Flächen sind befestigte, 
Schotter-/Stein oder Fo lienf lächen zur Gartengestaltung nicht zulässig. 

- Je angefange ne 350 m²  Grundstücksgröße ist m indestens ein mittel- oder großkroniger 
Laubbaum oder Obstbaum-Hochstamm zu pflanzen , alternat iv zulässig sind auch je-
we ils zwei k le inkron ige Bäume. 

- Entlang der stra ßen seitigen Grundstücksg renze ist je angefangene 20 m Grund-
stücksgrenze mindestens ein k leinkroniger Laubbaum mit einem m aximale n Abstand 
von 2 ,50 m zur Straßengrenze zu pf lanzen. 

- Von den in der Plan urkunde festgesetzten Pf lanzstandorten ist ein e Abweichun g vo n 
max. 2,00 m zulässig. Nur bei Überlagerung en mit Ver- und En tsorgungsleitunge n, der 
Straßenbeleuch tung oder Zufahrten kann von dieser Festsetzung abgewichen werden. 

14. FLÄCHEN FÜR AUFSCHÜTTUNGEN, ABGRABUNGEN + STÜTZMAUERN, DIE ZUR 
HERSTELLUNG DES STRASSENKÖRPERS ERFORDERLICH SIND   
§ 9 (1) Nr. 26 BauGB 

- Außerhalb der Verkehrsflächen wird unmit telba r angrenzen d an die S traßenbegren-
zung slinie ein 15 cm breiter Streifen a ls FLÄCHE FÜR AUFSCHÜTTUNGEN, AB-
GRABUNGEN UND STÜTZMAUERN ZUR HERSTELLUNG DES STRASSENKÖR-
PERS festgesetzt. Sie die nt zur Aufnahme des erforderlichen, die Straßeneinfassung
sichernden Betonkeils. 

B. BAUORDNUNGSRECHTLICHE  VORSCHRIFTEN   
§ 9 (4) BauGB  i. V. mit  § 88 LBauO  

1. BEBAUUNG   § 88 (1) NR. 1 LBauO 
1.1 DÄCHER   § 8 8 (1 ) NR. 1 LBauO 

- Es sind n ur symm etrisch geneigte Sattel-, Pult - und Walm dächer zu lässig. Die festge-
setzte Dachneigu ng für einseitig gene igte Dächer (Pultdach ) und zweise itig geneig te 
Dächer (Satteldach , versetztes Pultdach) ist der Planze ichnung zu entnehmen. Bei 
Walmdächern ist ein e Dachn eigung von 23° – 45° zulässig. 

Die Festsetzung gilt auch für d ie Dächer von Garagen und Carports, die alternativ mit 
begrünten Flachdächern hergestellt werden können. 

- Flachdäche r i.S. d ieses Bebauungsplanes sind Dächer m it einer Neigung von 2 – 5 %. 

- Der Traufüberstand der Dächer muss einschließlich Da chrinn e 0,30 – 0,90 m, der Ort -
gangüberstand 0,20 – 0,70 m betragen, ausgenommen Flachda chgaragen, Däch er bei 
Grenzbebauu ng und die Überdachung von Ba lkonen ode r E ingängen. 

- Bei traufstä ndiger Gre nzbebauung können beide Traufen eines Gebäudes ohne Da ch-
überstand ausgebildet werden, um den Giebel symm etrisch zu gestalten. 

- Fü r die Dacheindeckung darf nur Na turschiefer oder Material in den Farben rot, rot-
braun, dunkelbraun und anthrazit ve rwend et werden, jedoch keine glä nzenden oder re-
flektie ren den Materialien, ausgenom men begrünte Flachdachgaragen sowie Bogen-
und Tonnend ächer bei Zwerchhäusern und Dachgaube n, die m it Zink- oder Kupfer-
blech einzude cken sind. 

- Dachgauben m it einer Breite von maxim al 1,00 m können auch komplett mit Zink- oder 
Kupferblech verkleid et werden. 

- Dachflächenfenster und Gauben m üssen einen Mindestabstand zum Ortgang von 
1,00 m, Zwerchgiebel oder Zwerchhäuser von 2,00 m einhalten.  

- Dachgauben sind nur als Ein zelg auben m it einer Breite bis max. 2,50 m zulä ssig. S ie 
dürfen die Firstlinie nicht unterbrechen und müssen zur Traufe einen Abstand von 
mind . 0,50 m einhalten. Der Ab stand zwischen den e inzelnen Gau ben muss m indes-
tens 1,00 m b etragen. 

- Die Summe der B re ite von Dachflächenfe nstern und Gau ben darf max. 1/3 der 
Trauf länge der dazuge hörigen Dachfläche n nicht überschreiten. 

- Zwerchgieb el oder Zwerchhäuse r s ind nur als Einzelform zulässig . Die B reite darf ma -
xim al 4 ,50 m be tragen und 50 % der Gebäudeläng e von Einzelhäusern od er Doppel-
haushälften nicht übersteigen. Die Firsthöhe d er Zwerchh äuser m uss den First des 
Hauptgebäudes um mindestens 0,50 m unterschreiten.  

- Dachfo rm und Dachneig ung der Dachgauben , Zwerchgiebel und Zwerchhäuser müs-
sen dem Hauptdach entsprechen, ausgenom men Schleppdachgauben, die e ine Min-
destdach neigung von 20° aufweisen müssen .  

- Bei Dachgauben, Zwerchg iebeln und Zwerchhäusern sin d auch Bogen- und To nnen-
däch er zulässig, d ie den First des Hauptgebäudes um mindestens 1,00 m un terschrei-
ten müssen. 

- Traufe und Ortg ang der Dachgauben, Zwerchgiebel und Zwerchhäuser sin d mit einem 
Dachüberstand von m ind. 0,20 m auszub ilden. 

- Sola rkollektoren und sonst ige Anlagen zur Gewinn ung vo n regenerativer Energie sind 
in da s Dach oder die Fassadengestaltung zu integrieren oder in gleich er Neigung wie 
die a ngrenzenden Dach- u nd Fassadenflächen anzubringen . 

1.2 FASSADEN   § 88 (1) Nr. 1 LBauO 

- Für die Gestaltung der Fassaden sind nur glatter oder feinstrukturierter Putz, Sicht-
mauerwerk, unpolierter Naturstein, Holzverkleidungen und konstruktives Fachwerk zu-
lässig. 

- Bei der farblichen Gestaltung von Fassaden sind nur abgetönte Farben zu verwenden. 
Reinweiß (RAL 9010), Signalweiß (RAL 9003) und Verkehrsweiß (RAL 9016) sowie 
Volltonfarben sind nicht zulässig. 

- Die farblich abgesetzten Sockel der Gebäude sind mit Putz, Sichtbeton, Sichtmauer-
we rk, ungeschliffenem Kunst- oder Naturstein herzustellen.  

- Unzulässig sind Fassadenverkleidungen aus Sichtbe ton, Kunststoff, glänzen-
den/reflektierenden Mate rialien und Keramikplatten. 

- Abge tönte oder verspiegelte Verglasungen sind nicht zu verwenden. 

2. FREIFLÄCHEN   § 88 (1) Nr. 3 + 7 LBauO 

- Stellplätze, Wege, Zufahrten, Hofflächen, Te rrassen e tc. sind zur Beschränkung de r 
Bodenversiegelung nur mit wasserdurchlässigen Materialien wie z.B. b reitfugigem 
Pflaster, Rasengittersteinen, Schotterrasen etc. zu be festigen, soweit nicht nutzungs-
bedingt oder durch rechtliche Vorgaben andere Be läge verwendet werden müssen. 

- Die Überdeckung von Stellplätzen als Carport mit leicht wirkenden Konstruktionen aus 
Holz oder Metall ist zulässig. Von den Seitenflächen des Carports darf lediglich eine 
Seite als gesch lossene Wand a usgeb ildet werden. 

- Standplätze fü r Abfallbehälter in den Vorgärten sind baugestalterisch zu integ rieren 
oder so abzupf lanzen, dass sie vom öf fentlichen Straßenraum aus n ich t einsehbar 
sind. 

3. EINFRIEDUNGEN + GELÄNDESTÜTZMASSNAHMEN   § 88 (1) Nr. 3 + 7 LBauO 

- Als Einfriedungen zu öffentlichen Flächen sind maximal 1,50 m hohe Holzzäune, ab-
gepflanzte Drah t- oder Stahlmattenzäune und lebende Hecken auch in Kombination 
mit bis zu 50 cm hohen Sockelmauern zu verwenden. 

- Einf riedungsmauern sind bis zu e iner Höhe von max. 1,20 m Höhe, Stützmauern bis 
zu einer Höhe von max. 1,50 m Höhe zulässig. S ie sind m it Verputz, aus unpoliertem 
Naturstein, strukturiertem Sichtbeton oder als Sichtmauerwerk herzustellen. 

4. ANTENNEN/S ATELLITENEMPFÄNGER/WERBEANLAGEN  
§ 88 (1) Nr. 6 +1 LBauO 

- Bei jedem Gebäude oder jeder Doppelhaushälfte ist höchstens eine Außenantenne 
und/oder ein Satellitenem pfänger als Sammelantenne anzubringen. 

 
 
 
 
 
 
 

C. HINWEISE/ EMPFEHLUNGEN 

1. DENKM ALSCHUTZ 

- Vor- und frühgeschichtliche Funde müssen nach § 17 DSchG unverzüglich gemeld et 
we rden. Fund meldungen sind - am besten telefonisch - an die Generaldirektion ’Kultu-
re lles Erbe – Direktion Archäologie’ in Mainz, Abt . Archäolog ische Denkmalpflege, zu 
richten oder an die Kreis-, Verbands- oder Gemein deverwaltung weiterzuleiten . 

- Fu nde und Fundstellen sind nach § 2 0 (3) DSchG in unverändertem Zustand zu erha l-
ten und in gee igneter Weise bis zu einer Entscheid ung zu schützen. 

2. ENERGIEVERSORGUNG/M EDIEN 

- Das Baugebiet wird hoch- und niederspannung sse itig über Erdkabe l mit elektrischer 
Energie und Medien versorgt sowie an das Gasversorg ungsnetz angeschlossen. 

3. SCHUTZ DER VER-/ENTSORGUNGSLEITUNGEN 
- Bei Erdarbeiten und Pflan zmaßnahm en sind d ie Vorschriften der Versorgungsträger 

zum Schutz von Ver-/Entsorgungsleitungen zu beach ten. Insbesondere sind Pf lanzun-
gen so vorzunehm en, dass ke ine Gefährdung der Ver-/Entsorgungsleitungen erfolgt . 
Bei Anpflanzungen sind auch die Vorgaben des Arbe itsblattes DVGW GW 125 (M) –
„Bäume, unterirdische Leitungen und Kanäle“ sowie das „Merkblat t über Baumstandor-
te und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlag en“ der Forschungsg esellscha ft für 
Straßen- und Verkehrswesen, insbesondere Abschnitt 3, zu beachten. 

- Bei Anpflanzungen sind a uch d ie Vorgaben des Arbeitsblattes DVGW GW 125 un d 
insbesondere der DIN 1998 zu beachten. 

4. ERDWÄRM E 

- Fü r die Nutzung von Erdwärm e ist g rundsätzlich ein wasse rrechtliches Erlaubnisver-
fahren erforderlich. Zuständig ist die Untere Wasserbehörde. 

5. BETRIEB VON LUFTWÄRM EPUMPEN 

- Bei der Auswahl d er Geräte ist auf den Stand der Techn ik zu achten. Fachinform atio-
nen zu tieff requenten Geräuschen bei Luftwärmepumpen sind im Leitfaden des Bayeri-
schen Landesam tes für Umwelt 
https: //www.lfu.ba yern.de/laerm/luf twaerm epumpen/doc/tieffreque nte_geraeusche_teil
3_luftwaerm epumpe n.pdf         
 enthalten. 

 
 

 

 
 

6. WASSERVERSORGUNG / BRANDSCHUTZ 

- Die folgenden anerkannten Rege ln der Technik sind zu beachten: 

· Techn ische Mit teilung Merkblatt W 331 vom November 2006 (Auswahl, E inbau und 
Betrieb von Hydranten) des DVGW-Regelwerks; 

· Techn ische Regel Arbeitsblat t W 400-1 vom Oktober 2004 (Wasserleitungsanlagen 
– TRWV – Te il 1: Planung) des DVWG-Regelwerks; 

· Techn ische Regel Arbeitsblatt W 405 vom Februar 2008 (Bereitstellung von Lösch-
wasser durch d ie öffentliche Trinkwasserversorgung) des DVWG-Regelwerks. 

- Ferner ist der § 7 Landesbauordnung (LBauO) Rhein land-Pfalz vom 24.11.1998 zu 
beachten. Auf die technischen Baubestimmungen „Flächen für die Feuerwehr“ wird 
hingewiesen. 

7. ENTWÄSSERUNG 

- Eine getrennte Behandlung von Schmutzwasser und Niederschlagswasser ist vorge-
sehen. Das endgültige Entwässerungskonzept wird vom Zweckverband Abwasserent-
sorgung Rheinhessen (ZAR) in Absprache mit der SGD Süd festgelegt. 

- Für Dacheindeckungen dürfen ke ine unbeschichteten Meta lle (Kupfer, Zink, Blei) in 
größerem Umfang zur Dacheindeckung verwendet werden.  

8. NIEDERSCHLAGSWASSERNUTZUNG / BRAUCHWASSER ANLAGEN 

- Sofern die Sammlung von Niederschlagswasser zur Brauchwassernutzung u.a. für die 
Toile ttenspülung vorgesehen ist, ist zu beachten : 

· Es dürfen keine Verbindungen zum Trinkwassernetz hergestellt werden. 

· Sämtliche Leitungen im Gebäude sind mit der Aufschrift/Hinweissch ild „Kein 
Trinkwasser“ zu kennzeichnen. 

· Bei der Installation sind die technischen Regeln, h ier insbesondere die DIN 1988 
sowie die DIN 1986 und DIN 2001 zu beachten. 

· Gemäß Trinkwasserverordnung ist für Regenwassernutzungsanlagen in Hausha l-
ten eine Anzeigepflicht gegenüber dem zuständigen Wasse rversorgungsunter-
nehmen und dem Gesundheitsamt gegeben. 

9. GRUNDWASSER / DRAINAGEN / WASSERDICHTE KELLER 
- Auf Drainagen um das Gebäude ist zu verzichten, da eine Ableitung des Drainage-

wassers in das Kanalnetz nicht gestattet ist .  

- Die schwankenden Grundwasserstände sind bei der Errichtung von Kellergeschossen 
z. B. durch die Ausbildung als wasserdichte Wanne Berücksichtigung f inden. In diesem 
Zusammenhang wird auch auf das Hochwasserhandbuch des Ministeriums für Umwelt 
und Forsten verwiesen. 

10. BAUZEITLICHE GRUNDWASSERHALTUNG / HOHE GRUNDWASSERSTÄNDE 

- Sofern e ine bauzeitliche Grundwasserha ltung erforderlich wird, ist eine wasserrechtl i-
che Erlaubnis bei der Unteren Wasserbehörde der Kreisverwaltung Mainz-Bingen (An-
tragsunterlagen sind in 4-facher Ausfertigung vorzulegen) einzuholen. 

11. GRUNDWASSERNUTZUNG 
- Bei der Installation von Gartenbrunnen besteht gemäß § 44 LWG gegenüber der Unte-

ren Wasserbehörde bei der Kre isverwaltung Mainz-Bingen eine Anzeigepflicht . 

12. STARKNIEDERSCHLÄGE 

- Fü r die Region RHEINHESSEN wird für die Bemessung der vo rha ndenen Ortskanal i-
sation als Maximalwert ein dreijähriges Starkregenereignis angesetzt. Aufgrund dieser 
Annahme ist damit zu rechnen , dass das bei Starkregenereignissen a nfallende Nieder-
schlagswasser von den öffentliche n Straßenflächen zeitweise nicht vollständig ablau-
fen kann und über die Straßenbegren zung hinaus auf die priva ten Grundstücke zu-
rückstaut. 

- Dieser Sachverhalt ist sowohl b ei der Ge ländegesta ltung als auch der konstruktiven  
Ausbildung der Kellergeschosse un d Sockelbereiche einschließlich a lle r unte rha lb des 
Erdgeschosses liegen den Gebäudeöf fnungen zu beachten. 

13. BAUGRUNDUNTERSUCHUNG 
- Es werden projektbezogene Baugrunduntersuchu ngen empfohle n. Die einschlägigen 

Regelwerke wie z. B . DIN 1054, DIN 19731, DIN 4020, DIN 412 4 sowie DIN EN 1 997-1 
und -2 sind zu beachten. 

14. ABTRAG, LAGERUNG UND EINBAU VON BODENMATERIAL 

- Bei allen Bod enarbeiten sind die Vorgabe n der DIN 19731 und 18915 zu bea chten . 

- Der be i den Bauarbeiten angefallene Oberboden sowie der kultu rfähige Unterboden 
sind gemäß § 202 BauGB auf dem je weiligen Grundstück zur Herstellung von Vegeta-
tionsflächen wieder aufzutragen. 

- Der bei der Du rchführung des Bauvorhabens anfallende unbelastete Erdaushub soll 
soweit als mög lich wie der auf dem Baugrundstück eingebaut werd en. 

- Bei Verwertung von überschüssigen Bodenm assen im Bere ich landwirtschaftl icher 
Flächen ist die gesondert die Genehm igung der Unteren Naturschutzbehörde zu bean-
tragen. Hierbei sind die Anforderungen de r ALEX-Infoblätter 24 und 25 des L andesam-
tes für Um welt, Wasserwirtschaft und Gewerbea ufsicht, verbindlich zu beachten. 

- Bei ein er Entsorgung von Aushubma ssen in bereits genehmigten Anlagen (z. B. De-
ponien, Flurbereinigungsverfahren) sind d ie Regelungen im Rechtsentscheid für die 
ausg ewählte Anlage zu beach ten. Danach richtet sich auch der Um fang der Deklara ti-
onsa nalytik des zu verwertenden Bodenmaterials. 

15. BODENSCHUTZ / ALTLASTEN (Anzeigepflicht na ch § 5 (1) LBodSchG) 

- Nach § 5 (1) Landesbodenschutzgesetz (LBodSchG) vom 25.07.2005 (Gesetz- un d 
Verordnungsbla tt Rhld.-Pf. (GVBl.) vom 02.08.2005, S.302) s ind der Grundstücksei-
gentüm er und der Inhaber der tatsächlichen Ge wa lt über das Grundstück (Mie ter, 
Pächter) verpflich tet, ihnen bekannte Anhaltspunkte für das Vorliegen einer schädl i-
chen Bod enverände rung oder A ltlast unve rzüglich der zuständigen Behörde (Reg iona l-
stelle der SGD Süd) mitzuteilen. 

- Bei allen Maßnahmen, die einen Eing riff in d en Boden erfordern, ist auf sensorische 
Auffä lligkeiten zu achten. 

- Grundsätzlich beste ht d ie Möglichkeit, dass du rch die landwirtschaftliche Vornutzung 
Belastungen im Untergrund vorhanden sein können.  

 

 
 

 

 

16. RADONSCHUTZ 

- Das Plan gebiet liegt innerha lb e ines Bereiches, in dem erh öhtes und lokal über einzel-
nen Gesteinshorizonten hohes Rad onpotential e rmittelt wurde. 

- Das Landesa mt für Geologie und Bergbau empfiehlt dringend, Radonmessungen in 
der Bodenluft des Bauplatzes oder Baugebie tes, von einem qu alif izierten Ingenieurbü-
ro durchführen zu lassen. W erde n hierbei Werte über 10 0 kBq/m ³ festgestellt, wird an-
geraten, ba uliche Vorsorgemaßnah men zu treffen, um den Eintritt des Radons in das 
Gebäude weitgehend zu verh indern. 

- Das Landesa mt für Geologie und Bergbau hält Lang zeitmessungen (ca. 3 – 4 W o-
chen ) für unbeding t notwe ndig, da die Menge des aus dem Boden entwe ichenden Ra-
dons in kurzen Zeiträ umen, insbesondere in Abhängigkeit von W itterungseinflüssen, 
sehr stark schwankt. Es wird deshalb auch empfohlen, Messungen an mehreren Stel-
len (? 6/ha) durchzuführen. 

- Weitere Informationen zum Th ema Radonsch utz von Neubauten und Rado nsan ierun-
gen können dem „Radonhandbuch “ de s Bundesa mtes für Strahlenschutz en tnomm en 
we rden. Für weite re Informat ionen s teht auch d ie Radon-Informat ionsstelle das Lan-
desa mt für Umweltschutz (Radon @lfu.rlp.de) zur Verfügung. 

- Das Landesamt für Geo logie und Bergbau, 55129 Mainz, Emy-Roede r-Str. 5, bittet um 
Mitte ilu ng der E rgebnisse von Rad onmessungen, dam it diese in anonym isierter Form 
zur Fortschreibung der Radonprognosekarte von Rhe inland-Pfalz be itragen können . 

17.  BAUGEBOT 

- Die Gemeind e kann gemäß § 176 BauGB Grundstückse igentümer durch Bescheid 
verpflichten, innerhalb einer angemessenen Frist sein Grundstück entsprechend den 
Fe stsetzungen des Bebauungsplan es zu bebauen. 

18. ERRICHTUNG VON DOPPELHÄUSERN 
- Bei der Errichtung einer Doppelhaushälfte an der Gru ndstücksgrenze wird die Eintra-

gung einer Anbaulast auf dem Nachb argrundstück erforderlich. Hierdurch wird vermie-
den, dass auf de m Nachbargrundstück trotz einer bereits an der Grenze errichte ten 
Doppelhaushälfte ein Einzelhaus mit seitl ichem Gren zabstand errichtet wird. 

19. EINFRIEDUNGEN / ANPFLANZUNGEN 

- Ein friedung en ent lang landwirtschaftl ich genutzter Grundstücke und Wege sind g emäß 
§ 42 LNRG Rheinland-Pfalz um 0,5 0 m von der Grenze zurückzusetzen. 

- Bei Anpf lanzungen sind die Grenza bstände, besonders zu landwirtschaf tlichen Flächen 
gemäß §§ 44 – 46 NRG Rheinland-Pfalz zu be rücksichtig en. 

- Empfohlen wird, dass unte r Zäunen ein Lu ftra um von 5 - 10 cm verbleibt, um Kleint ie-
ren auf Dauer Wanderungsmöglichkeiten zu bie ten. 

- Bei der Bepflan zung der Vegetationsflächen soll ein möglichst hoher Anteil an heim i-
schen, standortgerechten Arten verwendet werden, insbesonde re der Ante il an Nadel-
gehölzen ist gering zu halten. 

20. ARTENSCHUTZ gemäß § 44 BNatSchG 

- Die Maßnahmen zum Reptil ien- und Insektenschutz sollten als Vorab-
Artenschutzmaßnahm en durchgeführt werden. Bei rechtzeitiger Anlage der Ersat z-
strukturen sind aufwend igere Maßnahm en zum Reptil ienschutz voraussichtlich ver-
zichtba r. 

 

21. EMPFEHLUNG VON GEHÖLZARTEN 

- Die mit *) gekennzeichnete Gehölze e ignen sich auch für geschnittene Hecken. 

- MITTELKRONIGE BÄUME 

Acer campestre *) - Feldahorn 
Acer monspessulanum - Weinahorn 
Carp inus betulus *) - Hainbuche 
Fraxinus excelsior in Sorten - Esche 
Malus sylvestris - Holzapfel 
Prunus avium - Vogelkirsche 
Quercus pubescens - Flaumeiche 
Sorbus domestica - Speie rling 
Sorbus torminalis - E lsbeere 

- KLEIN-/SCHMALKRONIGE BÄUME 

Acer campestre 'Elsrijk' - Kegel-Feldahorn 
Acer plat. 'Co lumnare' - Säulen-Spitzahorn 
Acer plat. 'Emerald Queen ' - Spitzahorn 
Carp inus betulus 'Fastig iata' - Säulen-Hainbuche 
Crataegus 'Paul's Scarlet' - Rotdorn 
Morus alba - Weiße Maulbeere 
Morus nigra - Schwarze Maulbeere 
Prunus domestica - Zwetschge 
Pyrus communis 'Beech Hill ' - B irne 
Sorbus aria - Mehlbeere 
Sorbus aucuparia - Eberesche 

- OBSTBÄUME  

PFLEGEEXTENSIVE SORTEN Juglans reg ia (Walnuß) 
 Malus sylvestris (Wildapfel) 
 Mespilus german ica (Mispel) 
 Pyrus pyraster (Wildbirne) 
APFELSORTEN BIRNENSORTEN 
Cox Orangenrenette Alexander Lucas 
Erbachhofer Weinapfel Bosc’s Flaschenbirne 
Geheimrat Oldenburg Clapps Liebling 
Gelber Bellefleur Conference 
Gelber Ede lapfel Gellert´s Butterbirne 
Gewürzluiken Gute Luise 
Goldparmäne Köstliche aus Charneux 
Gravensteiner Oberösterreich ische Weinbirne 
Horneburger Pfannkuchenapfel Pastorenbirne 
Jakob Fischer Schweize r Wasserbirne 
Jakob Lebel Steirische Mostbirne 
Josef Musch Williams Christbirne 
Kaiser Wilhelm Vereinsdechantbirne 
Klarapfel Weilerer Mostbirne 
Landsbergrenette 
 
 
 

Maunzenapfe l KIRSCHSORTEN 
Ontarioapfel Büttners Rote Knorpelkirsche 
Rheinischer Bohnapfel Dönissens Gelbe Knorpelkirsche 
Roter Astrachan Große Schwarze Knorpelkirsche 
Roter Berlepsch Hedelf inger Riesenkirsche 
Roter Boskop Schneiders Späte Knorpelkirsche 
Roter Eiser 
Rote Sternrenet te ZWETSCHGENSORTEN 
Schafsnase Bühler Frühzwe tschge 
Schöner aus Boskop Hauszwetschge 
Winterglockenapfel Wangenheim er Frühzwe tschge 
Winter-Kurzst iel 
Zitronenapfel 

 STRÄUCHER 
Amelanchier ovalis - Gemeine Felsenbirne 
Berberis vulgaris - Sauerdorn 
Buxus sempervirens *) - Buchsbaum 
Cornus m as *) - Kornelkirsche 
Cornus sanguinea *) - Roter Hartriegel 
Corylus avellana  - Haselnuß 
Euonymus europaeus  - Europäisches Pfaffenhütchen 
Ligustrum vulga re *) - Gemeiner Liguster 
Ligustrum vulg. ‚Atrovirens’ *) - Immergrüner Liguster 
Lonicera xylosteum  - Gewöhnliche Heckenkirsche 
Mesp ilus germanica - Echte Mispel 
Prunus mahaleb  - Weichselkirsche 
Rhamnus catharticus - Pugie r-Kreuzdorn 
Ribes alp inum ‘Schmidt’ - A lpen johannisbeere 
Rosa canina - Heckenrose 
Rosa rub iginosa - Weinrose 
Sambucus nig ra - Schwarze r Ho lunder 
Viburnum lantana  - Wolliger Schneeball 
Viburnum opulus - Wasserschneeba ll 
Taxus baccata * ) - E ibe 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

D. RECHTSGRUNDLAGEN 
Der Bebauungsplan wird aufgrund der folgenden gesetzlichen Bestimmungen aufgestellt: 

- Baugesetzbuch (BauGB) i.d.F. der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I 
S . 2414), zu letzt geändert durch Gese tz vom 20.07.2017 (BGBl. I S. 2808). 

- Gese tz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz –
BNatSchG) i.d.F. der Bekanntmachung vom 29.07.2009 (BGBl. I S. 2542), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 04.03.2020 (BGBl. I S. 440). 

- Gese tz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur  Sanierung 
von A ltlasten (BBodSchG) vom 17.03 .1998 (BGBl. I S. 502), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 27.09.2017 (BGBl. I S. 3465). 

- Gese tz übe r die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) i.d .F. der Bekanntma-
chung vom 24.02.2010 (BGBl. I S. 94), zule tzt geändert durch Gesetz vom 
13.05.2019 (BGBl. I S. 706). 

- Gese tz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunrei-
nigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge (Bundesim-
missionsschutzgesetz – BImSchG) i.d.F. der Bekanntmachung vom
17.05.2013 (BGBl. I S. 1274), zule tzt geändert durch Gese tz vom 0 8.04.2019 
(BGBl. I S. 432). 

- Gese tz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz – WHG) 
i.d.F. der Bekanntmachung vom 31.07 .2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 04.12.2018 (BGBl. I S. 2254). 

- Flurbereinigungsgesetz (FlurbG) i.d.F. vom 16.03.1976 (BGBl. I S. 546), z u-
letzt geändert durch Gesetz vom 19.12.2008 (BGBl. I. S. 2794). 

- Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverord-
nung – BauNVO) i.d.F. der Bekanntm achung vom 21.11.2017 (BGBl. I 
S . 3786). 

- Verordnung über d ie Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des 
P laninhalts (P lanzeichenverordnung – PlanZV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. 
1991 I S. 58), geändert durch Artikel 3 des Gese tzes vom 04.05.2017 (BGBl. I 
S . 1057). 

- Verordnung über die Grundsätze für d ie Ermittlung de r Verkehrswerte von 
Grundstücken (Immobilienwertermittlungsverordnung – ImmoWertV)  i.d .F.  vom 
19.05.2010 (BGBl. I S. 639). 

- Landesbauordnung Rheinland-Pfalz (LBauO) vom 24.11.1998 (GVBl. S. 365), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 18 .06.2019 (GVBl. S. 112). 

- Landesgesetz zur nachhaltigen Entwicklung von Natur und Landschaft Rhein-
land-Pfalz (Landesnaturschutzgesetz – LNatSchG) i.d.F. vom 06.10.2015 
(GVBl. 2015. S. 283 ), zuletzt geändert durch Gesetz vom 21.12.2016 (GVBl. 
S . 583). 

 
 

 

 
 

 

- Gemeindeordnung für Rhe inland-Pfalz (GemO) i.d.F. vom 3 1.01.199 4 
(GVBl. S. 153), zu letzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 0 2.03.2017 
(GVBI. S. 21). 

- Denkmalschutzgesetz (DSchG) vom 23.03.1978 (GVBl. S. 159), zuletzt geän-
dert du rch Gesetz vo m 03.12.2014 (GVBl. S. 245). 

- Landeswassergesetz Land Rhein land-Pfalz (LW G) i.d.F. vo m 14.07.2015 
(GVBl. S. 12 7), zule tzt ge ändert durch Gesetz vom 26.11.2019 (GVBl. S. 338). 

- Landesstraßengesetz für Rheinland-Pfalz (LStrG) i.d .F. vo m 0 1.08.1977 
(GVBl. S. 273), zule tzt ge ändert durch Gesetz vom 19.12.2018 (GVBl. S. 469). 

- Landesna chbarrechtsgesetz für Rheinland-Pfalz (LNRG) vom 15.06.1970 
(GVBl. S. 198), zule tzt ge ändert am 21 .07.2003 (GVBl. S. 209). 
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1. AUFSTELLUNGSBESCHLUSS 

  Der Gemeinderat der Gemeinde UELVERSHEIM hat am 08.11.2018 gem. § 2 (1) BauGB die 
Aufstellung des Bebauungsplanes beschlossen. Die ortsübliche Bekanntmachung erfolgt 
am 08.11.2018. 

2. FRÜHZEITIGE BETEILIGUNG DER BEHÖRDEN 

  D ie Behörden und sonstigen Träger öffen tlicher Belange wurden gem. § 4 (1) BauGB mit 
Schreiben vom 19.12.2020 an der Aufstellung des Bebauungsplanes beteiligt und 
gebeten, eine Stellungnahme bis einschließlich 17.02.2020 abzugeben. 

3. ÖFFENTLICHKEITSBETEILIGUNG 

  Gem. § 3 (1) BauGB erfolgte in der Zeit vom 16.01.2020 bis einschließlich 17.02.2020 die 
frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung nach ortsüb licher Bekanntmachung am 08.01.2020. 

4. BETEILIGUNG DER BEHÖRDEN 

  D ie Behörden und sonstigen Träger öffen tlicher Belange wurden gem. § 4 (2) BauGB mit 
Schreiben vom 08.10.2020 über die öffentliche Auslegung unterrichtet und gebeten, eine 
Stellungnahme bis einschließlich 16.11.2020 abzugeben . 

5. ÖFFENTLICHE AUSLEGUNG 

  D ie öffentliche Auslegung erfolgte gem. § 3 (2) BauGB parallel zur Anhörung der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange in der Zeit vom 15.10.2020 bis 
einschließlich 16.11.2020 nach ortsüblicher Bekanntmachung am 07.10.2020. 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

6. ERNEUTE BETEILIGUNG DER BEHÖRDEN 

  D ie Behörd en und sonstigen Träger öffen tlicher Belange wurden gem. § 4 (2) BauGB mit 
Schreiben vom 23.02.2021 über die öffentliche Auslegung unterrichtet und gebeten, eine 
Stellu ngnah me bis einschließlich 11.03.2021 abzugeben . 

7. ERNEUTE ÖFFENTLICHE AUSLEGUNG 

  D ie öffentliche Auslegung erfolgte gem. § 3 (2) BauGB parallel zur Anhöru ng der 
B ehörden und so nstigen Träger öffentlicher Belange in der Zeit vom 25.02.2021 bis 
einschließlich 11.03.2021 nach ortsüblicher Bekanntmachung am 17.02.2021. 

8. PRÜF UNG DER ANREGUNGEN AUS DER ANHÖRUNG T RÄGER ÖFFENTLICHER 
BELANGE UND GLEICHZEITIGEN ÖF FENTLICHEN AUSLEGUNG SOWIE AUS DER 
ERNEUTEN ANHÖRUNG T RÄGER ÖFFENTLICHER BELANGE UND GLEICHZ EITIGEN 
ÖFFENT LICHEN AUSLEGUNG  

 9. Gemäß § 3 (2) Bau GB hat der Gemeinderat in seiner Sitzung am 19.04.2021 alle 
eingeg angenen Anregungen aus der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange und der gleichzeitigen öffentlich en Auslegung sowie aus der 
erneu ten Beteiligu ng der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange und der 
erneu ten gleichzeitigen öffentlichen Auslegung nach § 4 (2) i.V.m. § 3 (2) BauGB geprüft. 

10. SATZUNGSBESCHLUSS 

Der Gemeinderat d er Gemeinde UELVERSHEIM hat in seiner Sitzung am 19.04.2021 den 
Bebauungsplan gem. § 10 (1) BauGB i.V.m. § 24 der Gemeindeordnung von Rheinland-
Pfalz als Satzung besch lossen. 

11. AUSFERTIGUNG 

  Ausgefertig t: 

  U ELVERSHEIM, den ....................    Gemeinde UEL VERSHEIM 
 
 
 
      .................................... 
      Baumgarten 
      Ortsbürgermeister 

12. INKRAFTTRETEN 

  Mit der ortsü blichen Bekanntmachu ng des Satzungsbeschlusses am ................... tritt  der  
B ebauungsplan gem. § 10 (3) BauGB in Kraft.  
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